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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Krankenpflegegesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 271. Sitzung vom 26. Juni 1964 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Anlage 1 


Entwurf eines Krankenpflegegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Wer 

1. die Krankenpflege unter der Bezeichnung 
„Krankenschwester" oder „Krankenpfle- 
ger" oder die Kinderkrankenpflege unter 
der Bezeichnung „Kinderkrankenschwe- 
ster" oder 

2. die Krankenpflegehilfe unter der Bezeich- 
nung „Krankenpflegehelferin" oder „Kran- 
kenpflegehelfer" 

ausüben will, bedarf der Erlaubnis. 

(2) Die Krankenpflege und die Krankenpflege- 
hilfe im Sinne dieses Gesetzes umfassen auch die 
Pflege Geisteskranker. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird Per- 
sonen erteilt, die 

1. in einer staatlich anerkannten Kranken- 
pflege- oder Kindenkrankenpflegeschule 
an einem dreijährigen Lehrgang teilge- 
genommen und 

2. die Prüfung in der Krankenpflege oder 
in der Kinderkrankenpflege bestanden 

haben. 

(2) Die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 wird Per- 
sonen erteilt, die 

1. in einer staatlich anerkannten Schule für 
Krankenpflegehilfe an einem einjährigen 
Lehrgang teilgenommen und 

2. die Prüfung in der Krankenpflegehilfe be- 
standen 

haben. 

(3) Die Erlaubnis ist auch Personen zu erteilen, 
die außerhalb des Geltungsbereiches dieses Geset- 
zes eine abgeschlossene Ausbildung erworben 
haben, wenn die Gleichwertigkeit des Aushildungs- 
standes gegeben ist. 

§ 3 

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Bewer- 
berin (der Bewerber) 

1. sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Aus- 
übung des Berufs ergibt, oder 

2. wegen eines körperlichen Gebrechens, wegen 
Schwäche ihrer (seiner) geistigen oder körper- 


lichen Kräfte oder wegen einer Sucht die lür 
die Ausübung des Berufs erforderliche Eig- 
nung nicht besitzt. 

§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 

1. eine Voraussetzung für ihre Erteilung zu 
Unrecht als gegeben angenommen worden 
ist oder 

2. nachträglich Tatsachen eingetreten sind, 
die die Versagung nach § 3 Nr. 1 recht- 
fertigen würden. 

(2) Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 
wenn nachträglich Tatsachen eingetreten sind, die 
die Versagung nach § 3 Nr. 2 rechtfertigen würden. 


§ 5 

In den Fällen der §§ 3 und 4 ist der Betroffene 
oder sein gesetzlicher Vertreter vor der Entschei- 
dung zu hören. 

§ 6 

(1) Die Lehrgänge in der Krankenpflege und in 
der Kinderkrankenpflege werden wie folgt ver- 
kürzt: 

1. für eine Krankenschwester der Lehrgang 
in der Kindenkrankenpflege um achtzehn 
Monate, 

2. für eine Kinderkrankenschwester der 
Lehrgang in der Krankenpflege um acht- 
zehn Monate, 

3. für eine Hebamme der Lehrgang in der 
Kinderkrankenpflege oder der Lehrgang 
in der Krankenpflege um zwölf Monate, 

4. für eine Krankenpflegehelferin (einen 
Krankenpflegehelfer) der Lehrgang in der 
Krankenpflege um sechs Monate. 

(2) Die zuständige Behörde kann eine Ausbil- 
dung in der Krankenpflege, die nicht den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes entspricht, bis zu zwölf Mona- 
ten auf den Lehrgang in der Krankenpflege an- 
rechnen. 

§ 7 

(1) Die Lehrgänge in der Krankenpflege, in der 
Kinderkrankenpflege und in der Krankenpflegehilfe 
umfassen theoretischen und praktischen Unterricht 
sowie eine praktische Ausbildung. Die praktische 
Ausbildung kann auch in einer Anstalt durchgefühi l 
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werden, die von der zuständigen Behörde zur Aus- 
bildung ermächtigt ist. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates das Nähere über die Aus- 
bildung und die Prüfungen in der Krankenpflege, in 
der Kinderkrankenpflege und in der Krankenpflege- 
hilfe sowie die Prüfungsgebühren zu regeln. 


§ 8 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 und 2 und 
§ 10 Abs. 3 Satz 1 trifft die zuständige Behörde des 
Landes, in dem die Bewerberin (der Bewerber) die 
Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 3, § 4 und 
§ 12 Abs. 1 und 2 trifft die zuständige Behörde des 
Landes, in dem die Bewerberin (der Bewerber) oder 
die Inhaberin (der Inhaber) der Erlaubnis 

1. ihren (seinen) Wohnsitz hat oder, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, ihren (seinen) Wohn- 
sitz begründen will oder, 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder Nummer 2 nicht gegeben ist, zuletzt 
ihren (seinen) Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidung über die staatliche Aner- 
kennung als Krankenpflegeschule, Kinderkranken- 
pflegeschule oder Schule für Krankenpflegehilfe 
und die Entscheidungen nach § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 1 
Satz 2 und § 12 Abs. 3 trifft die zuständige Behörde 
des Landes, in dem die Schule oder Anstalt liegt. 

(4) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 

§ 9 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 die 
Berufsbezeichnung „Krankenschwester", 
„Krankenpfleger" oder „Kinderkranken- 
schwester" führt, 

2. ohne Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 die 
Berufsbezeichnung „Krankenpflegehelfe- 
rin" oder „Krankenpflegehelfer" führt, 
oder 

3. die Berufsbezeichnung „Säuglings- und 
Kinderschwester" führt, ohne als solche 
staatlich anerkannt worden zu sein. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

§ 10 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 und § 17 des 
Krankenpflegegesetzes vom 15. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 716) gilt als Erlaubnis nach § 1 Abs. I 
Nr. 1 dieses Gesetzes. 


(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung in der Krankenpflege oder Kin- 
derkrankenpflege wird nach den bisher geltenden 
Vorschriften abgeschlossen, Nach Abschluß der Aus- 
bildung erhält die Bewerberin (der Bewerber) eine 
Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1. 

(3) Wer eine Ausbildung erworben hat, die der 
Ausbildung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 gleichwertig ist, 
kann innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes zur Prüfung in der Krankenpflegehilfe 
zugelassen werden, ohne daß es der Teilnahme an 
einem Lehrgang (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) bedarf. Nach der 
Prüfung erhält die Bewerberin (der Bewerber) eine 
Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 2. 


§ 11 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Krankenpflege oder die Kinderkrankenpflege min- 
destens fünf Jahre an einer Krankenanstalt oder 
Kinderkrankenanstalt oder einer sonstigen Anstalt, 
die durch das Gesundheitsamt überwacht wird, aus- 
geübt hat, erhält nach der Prüfung in der Kranken- 
pflege oder in der Kinderkrankenpflege die Erlaub- 
nis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, ohne daß es der Teil- 
nahme an einem Lehrgang (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) bedarf. 

(2) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes minde- 
stens drei Jahre an einer Krankenanstalt oder einer 
sonstigen Anstalt, die durch das Gesundheitsamt 
überwacht wird, als Pflegehilfskraft tätig gewesen 
ist, erhält nach der Prüfung in der Krankenpflege- 
hilfe die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 2, ohne daß 
es der Teilnahme an einem Lehrgang (§ 2 Abs. 2 
Nr. 1) bedarf. 

§ 12 

(1) Wer als Soldat im Sanitätsdienst der Bundes- 
wehr oder als Polizeivollzugsbeamter im Sanitäts- 
dienst des Bundesgrenzschutzes eine mindestens 
vierjährige Dienstzeit abgeleistet hat, kann die Er- 
laubnis nach § 1 Abs. 1 Nr, 1 erhalten, wenn er 

1 . die Sanitätsprüfung und den fachlichen 
Teil der Unteroffizierprüfung für Unter- 
offiziere im Sanitätsdienst der Bundes- 
wehr oder 

2. die Fachprüfung für die Verwendung als 
Sanitätsbeamter im Bundesgrenzschutz 

bestanden hat. 

(2) Wer als Soldat im Sanitätsdienst der Bundes- 
wehr oder als Polizeivollzugsbeamter im Sanitäts- 
dienst des Bundesgrenzschutzes eine mindestens 
dreijährige Dienstzeit abgeleistet hat, kann die Er- 
laubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 erhalten, wenn er 

1. die Sanitätsprüfung im Sanitätsdienst der 
Bundeswehr oder 

2. die Fachprüfung für die Verwendung als 
Hilfssanitätsbeamter im Bundesgrenzschutz 

bestanden hat. 
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(3) Die zuständige Behörde kann die Ausbildung 
im Sanitätsdienst der Bundeswehr bei Personen, die 
den Grundwehrdienst im Sanitätsdienst abgeleistet 
und die Sanitätsprüfung bestanden haben, bis zu 
sechs Monaten auf den Lehrgang in der Kranken- 
pflege oder in der Krankenpflegehilfe anrechnen. 


§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 14 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über 
die Ausübung des Berufs der Krankenschwester, 
des Krankenpflegers und der Kinderkrankenschwe- 
ster (Krankenpflegegesetz) vom 15. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 716) außer Kraft. 

(2) Bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Rege- 
lung finden § 8 Abs. 3 der Krankenpflegeverord- 
nung vom 28. September 1938 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1310) und § 9 Abs. 3 der Säuglings- und Kinder- 
pflegeverordnung vom 15. November 1939 (Reichs- 
gesetzbl. 1 S. 2239) weiterhin Anwendung. § 8 Abs. 3 
der Krankenpflegeverordnung gilt entsprechend für 
Schüler von Schulen für Krankenpflegehilfe. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Das vorliegende Gesetz enthält eine Neuregelung 
der Zulassung zur Krankenpflege unter der Berufs- 
bezeichnung „Krankenschwester", „Krankenpfleger" 
und „Kinderkrankenschwester". Es löst insoweit das 
Krankenpflegegesetz vom 15. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 716) ab. Die erhöhten Anforderungen, 
die wegen des Fortschritts der medizinischen Wis- 
senschaft an die Krankenpflege gestellt werden müs- 
sen, machen eine Änderung der Vorschriften über 
Vorbildung und Ausbildung der Krankenpflegeper- 
sonen notwendig. 

Darüber hinaus bringt das Gesetz eine wesentliche 
Neuerung durch die Vorschriften über die Kranken- 
pflegehelferin und den Krankenpflegehelfer. Der 
Einsatz von Personen, die der Krankenschwester 
und dem Krankenpfleger bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit helfen, hat sich in der Praxis bewährt. Bei 
dem bedrückenden Personalmangel in der Kranken- 
pflege kann auf diese Hilfskräfte nicht verzichtet 
werden. Die Ausbildung der Pflegehilfskräfte, die 
bislang unterschiedlich gehandhabt worden ist, soll 
im Interesse dieses Berufszweiges und der Versor- 
gung der Kranken durch ihre Einbeziehung in das 
Krankenpflcgegesetz vereinheitlicht werden. 

Das Gesetz regelt nur die Zulassung zur Kranken- 
pflege bzw. Krankenpflegehilfe unter einer be- 
stimmten Berufsbezeichnung und verzichtet damit 
auf den unmittelbaren Schutz der Berufsausübung. 
Eine Regelung der Zulassung zu den Berufen der 
Krankenpflege und der Krankenpflegehilfe über- 
haupt würde zu praktischen Schwierigkeiten führen, 
weil sich die Tätigkeiten der Heilhilfsberufe nicht ge- 
nügend voneinander abgrenzen lassen. Aus diesem 
Grunde haben alle Gesetze über die Heilhilfsberufc 
von einer derartigen Regelung abgesehen. Ein 
Schutz der Berufsbezeichnung hat sich nach den bis- 
herigen Erfahrungen für die Interessen des Berufs 
und der Krankenpflege auch als ausreichend erwie- 
sen. 

Das Gesetz beschränkt sich auf eine Regelung der 
Zulassungsvoraussetzungen. Es überläßt die nähere 
Ausgestaltung der Ausbildung und der Prüfungen 
den nach § 7 Abs. 2 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen. 

Besonderer Teil 

Zu § 1 

Absatz 1 begründet die Erlaubnispflicht für die Aus- 
übung der Krankenpflege oder der Kinderkranken- 
pflege unter der Bezeichnung „Krankenschwester", 
„Krankenpfleger" oder „Kinderkrankenschwester" 
einerseits (Nr. 1) und der Krankenpflegehilfe unter 
der Bezeichnung „Krankenpflegehelferin" oder 
„Krankenpflegehelfer" andererseits (Nr. 2). 


In der Kinderkrankenpflege besteht kein Bedarf an 
Hilfskräften. Die Regelung der Nr. 2 erstreckt sich 
daher nur auf die Krankenpflegehilfe. 

Absatz 2 bezieht die Pflege Geisteskranker in die 
Krankenpflege und Krankenpflegehilfe ein. Soweit 
es sich um die Krankenpflege handelt, entspricht die 
Regelung der Rechtslage nach dem Krankenpflege- 
gesetz von 1957. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2. 

Die Ausbildung in der Krankenpflege und in der 
Kinderkrankenpflege, die bisher in einen zweijähri- 
gen Lehrgang und eine einjährige praktische Tätig- 
keit gegliedert war, soll nunmehr in einem einheit- 
lichen dreijährigen Lehrgang durchgeführt werden, 
der theoretischen und praktischen Unterricht sowie 
die praktische Ausbildung umfaßt. Durch diese Zu- 
sammenfassung sollen die Ausbildungsmöglichkei- 
ten verbessert werden. 

Die Ausbildung in der Krankenpflegehilfe besteht 
ebenfalls in einem einheitlichen Lehrgang mit theo- 
retischem und praktischem Unterricht sowie prak- 
tischer Ausbildung. Eine Lehrgangsdauer von einem 
Jahr ist dem Ausbildungsziel angemessen. 

Die Lehrgänge müssen wie bisher an staatlich aner- 
kannten Schulen abgehalten werden. 

Absatz 3 regelt die Erteilung der Erlaubnis an Per- 
sonen, die außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes eine abgeschlossene Ausbildung erworben 
haben. Ist der Ausbildungsstand gleichwertig, so 
besteht ein Rechtsanspruch auf die Erteilung einer 
Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bzw. § 1 Abs. 1 
Nr. 2. Die Vorschrift stellt nicht wie bisher auf die 
Gleichwertigkeit der Ausbildung, sondern auf die 
Gleichwertigkeit des individuellen Ausbildungs- 
standes ab. Dadurch können auch Personen, deren 
Ausbildung als solche nicht gleichwertig gewesen 
ist, eine Erlaubnis erhalten, wenn sie nachträglich 
die erforderlichen Kenntnisse erworben haben. 

Zu §§ 3 bis 5 

§ 3 befaßt sich mit der Versagung der Erlaubnis. 
Abweichend von der bisherigen Regelung ist der 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nicht als Grund 
für die Versagung aufgeführt. Auf die Nebenstrafe 
des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte wird bei 
der geplanten Straftrechtsreform verzichtet werden; 
die bisherige Regelung wäre daher künftig über- 
flüssig. Außerdem werden die Tatbestände, die nach 
geltendem Recht zum Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte führen, von der Regelung des § 3 Nr. 1 
erfaßt. 
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§ 4 betrifft die Zurücknahme der Erlaubnis. Die 
Rücknahmegründe entsprechen dem bisherigen 
Recht, wobei davon ausgegangen wird, daß der Fall 
des § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Krankenpflegegesetzes von 
1957 von § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes erfaßt wird, 
ln Abweichung vom bisherigen Recht wird in den 
Fällen des § 4 Abs. 2 die Zurücknahme nicht mehr 
zwingend vorgeschrieben, um der Verwaltungs- 
behörde die Möglichkeit zu geben, stärker auf die 
Besonderheiten des Einzelfalles Rücksicht zu neh- 
men. 

§ 5 stellt in Übereinstimmung mit dem bisherigen 
Recht klar, daß die Betroffenen oder deren gesetz- 
liche Vertreter vor der Versagung oder Rücknahme 
der Erlaubnis zu hören sind. 

Die Wiedererteilung der Erlaubnis bedarf keiner 
ausdrücklichen Regelung. Sie richtet sich nach den 
Vorschriften über die Erteilung. 

Zu § 6 

Die Vorschrift befaßt sich mit der Dauer der Lehr- 
gänge für Personen, die bereits eine abgeschlossene 
Ausbildung für einen verwandten Beruf haben. Ab- 
satz 1 sieht bei einer Ausbildung für bestimmte Be- 
rufszweige eine Verkürzung der Lehrgänge vor, die 
in einem angemessenen Verhältnis zu der Art der 
bereits erworbenen Ausbildung steht. Absatz 2 gibt 
darüber hinaus der Verwaltungsbehörde die Mög- 
lichkeit, auch in anderen Fällen eine Ausbildung in 
der Krankenpflege auf den Lehrgang in der Kran- 
kenpflege anzurechnen. 

Eine Verkürzung des Lehrgangs in der Kranken- 
pflegehilfe kommt wegen der Kürze dieser Ausbil- 
dung nicht in Betracht. 

Zu § 7 

Absatz 1 legt den Inhalt der Lehrgänge in den 
Grundzügen fest und eröffnet die Möglichkeit, die 
praktische Ausbildung auch außerhalb der Schulen 
an dazu ermächtigten Anstalten durchzuführen. 

Absatz 2 ermächtigt den Bundesminister für Ge- 
sundheitswesen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
über die Einzelheiten der Ausbildungen und der 
Prüfungen. 

Zu § 8 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit der Behörden. 

Zu § 9 

Auf eine dem § 16 des Krankenpflegegesetzes von 
1957 entsprechende Strafbestimmung wird verzich- 
tet. Statt dessen soll, wie es auch in vergleichbaren 
Gesetzen vorgesehen ist (vgl. § 14 des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch-tech- 
nischen Assistentin vom 21. Dezember 1958 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 981 — und § 14 des Gesetzes über 
die Ausübung der Berufe des Masseurs, des Mas- 


seurs und medizinischen Bademeisters und des 
Krankengymnasten vom 21. Dezember 1958 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 985 — ) das unerlaubte Führen von 
Berufsbezeichnungen als Ordnungswidrigkeit ge- 
ahndet werden können. 

Zu §§ 10 bis 12 

Die Vorschriften enthalten die notwendigen über- 
leitungs- und Übergangsvorschriften. 

§10 Abs. 1 befaßt sich mit der Überleitung der nach 
bisherigem Recht erteilten Erlaubnisse. § 10 Abs. 2 
regelt die Fälle der nach bisherigem Recht begon- 
nenen Ausbildung. 

§ 10 Abs. 3 betrifft die Erteilung einer Erlaubnis an 
Personen mit einer Ausbildung in der — bisher 
nicht gesetzlich geregelten — Krankenpflegehilfe. 
§11 befreit Personen mit mehrjähriger praktischer 
Berufstätigkeit von der Teilnahme an den Lehrgän- 
gen, um diesem Personenkreis den Erwerb der Be- 
rufsbezeichnungen zu erleichtern. In diesen Fällen 
wird einheitlich davon ausgegangen, daß eine Er- 
laubnis grundsätzlich nur Personen erteilt werden 
soll, die eine staatliche Prüfung abgelegt haben. 

§ 12 Abs. 1 und 2 befaßt sich mit den Personen, die 
nach einer Ausbildung im Sanitätsdienst der Bun- 
deswehr und des Bundesgrenzschutzes eine Erlaub- 
nis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 erwerben wol- 
len. In diesen Fällen ist es gerechtfertigt, auf die 
Ablegung der Prüfungen zu verzichten. Nach Ab- 
satz 3 soll eine Ausbildung im Sanitätsdienst der 
Bundeswehr unter bestimmten Voraussetzungen auf 
den Lehrgang in der Krankenpflege angerechnet 
werden können. Es erscheint im Hinblick auf die 
Ausbildungsanforderungen in der Bundeswehr ver- 
tretbar, bei Soldaten im Sanitätsdienst der Bundes- 
wehr auch die Möglichkeit einer Verkürzung des 
Lehrgangs in der Krankenpflegehilfe vorzusehen. 
Entsprechende Regelungen für Polizeivollzugs- 
beamte im Bundesgrenzschutz kommen nicht in Be- 
tracht, da es sich bei der Laufbahn des Polizeivoll- 
zugsbeamten im Bundesgrenzschutz um eine Ein- 
heitslaufbahn handelt, bei der die Möglichkeit einer 
Grundausbildung im Sanitätsdienst nicht vorge- 
sehen ist. 

Zu § 13 

übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 14 

Absatz 1 betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Absatz 2 regelt die Versicherung der Schüler von 
Krankenpflegeschulen und von Schulen für Kran- 
kenpflegehilfe gegen Haftpflicht und Krankheit und 
verweist wie § 22 Abs. 2 des Krankenpflegegesetzes 
von 1957 bis zur Neuregelung dieses Sachgebietes 
auf Vorschriften der Krankenpflegeverordnung und 
der Säuglings- und Kinderpflegeverordnung. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 j 

j 

a) In Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 Nr. 2 ist je- 
weils vor dem Wort „Prüfung" das Wort 
„staatliche" einzufügen. 

i 

Begründung 

Bei Fortfall eines besonderen Paragraphen 
(früher § 13 des Krankenpflegegesetzes von 
1957), der vorsieht, daß „die erfolgreiche Teil- 
nahme an einem Lehrgang und die erfolg- 
reiche Ableistung der Ausbildung durch Prü- 
fungen vor staatlichen Prüfungsausschüssen 
nachzuweisen sind", wird die entsprechende 
eindeutige Klarstellung hier erforderlich. 

b) In Absatz 3 sind die Worte „ist auch Perso- 
nen zu erteilen" durch die Worte „kann auch 
Personen erteilt werden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die „Istvorschrift" des Gesetzentwurfs sollte 
durch eine „Kannvorschrift" ersetzt werden, j 
um der erlaubniserteilenden Behörde einen j 
gewissen Ermesscnsspiclraum zu belassen. . 

Da nach dem Gesetzentwurf für die Erteilung , 
der Erlaubnis die deutsche Staatsangehörig- ■ 
keit nicht gefordert wird, müßte jedem Aus- | 
länder auch ohne Nachweis einer Tätigkeit : 
im Bundesgebiet die Erlaubnis erteilt werden, , 
wenn er eine gleichwertige abgeschlossene j 4. 
Ausbildung nachweist. Sehr fraglich ist es ; 
auch, ob im Ausland insoweit die Gegensei- j 
tigkeit verbürgt ist. Flinzu kommt, daß es sich ! 
bei den entsprechenden Bestimmungen in dem j 
Gesetz über die Ausübung der Berufe des j 
Masseurs, des Masseurs und medizinischen I 
Bademeisters und des Krankengymnasten 
vom 21. Dezember 1958 (BGBl. I S. 985) und 
in dem Gesetz über die Ausübung des Berufs 
der medizinisch-technischen Assistentin vom 
21. Dezember 1958 (BGBl. I S. 981) — jeweils 
§ 2 Abs. 2 — um Kannvorschriften handelt. 

Ein sachlicher Grund für eine verschieden- 
artige Regelung in diesen Gesetzen und im 
neuzufassenden Krankenpflegegesetz ist nicht 
ersichtlich. Eine Erschwerung, Verzögerung 
oder gar Verhinderung der Erlaubnisortei- 
lung für den in Absatz 3 erfaßten Personen- 
kreis ist damit im übrigen nicht verbunden. 

2. Zu § 4 j 

! 

In § 4 ist folgender Absatz 3 anzufügen: | 

„(3) Ist der Betroffene wegen eines Verhal- 
tens, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs ergibt, strafgerichtlich ver- j 


urteilt worden und hat das Strafgericht daneben 
die Berufsausübung untersagt, so steht diese 
Maßregel der Sicherung und Besserung der 
Rücknahme der Erlaubnis auch dann nicht ent- 
gegen, wenn das Strafgericht die Untersagung 
der Berufsausübung zeitlich oder sachlich be- 
grenzt hat." 

Begründung 

Die Vorschrift dient der Klarstellung, daß unab- 
hängig von einem vom Strafgericht nach § 42 1 
StGB ausgesprochenem zeitweiligen Verbot der 
Berufsausübung die Verwaltungsbehörde zum 
Zwecke der Reinhaltung des Berufsstandes von 
unzuverlässigen Personen die Erlaubnis zurück- 
nehmen kann. 


Zu § 6 

In Absatz 2 sind jeweils hinter dom Wort „Kran- 
kenpflege" die Worte „oder in der Kinderkran- 
kenpflege" einzufügen. 

Begründung 

Es ist nicht begründet, daß eine im Ausland oder 
in Mitteldeutschland durchgeführte Ausbildung 
in der Kinderkrankenpflege nicht auch Anrech- 
nung finden kann. 


Hinter § 8 

Es wird folgende Entschließung empfohlen: 

Der vorgelegte Entwurf eines Krankenpflege- 
gesetzes sieht die Einführung der Berufsbezeich- 
nung „Krankenpflegehelferin" und „Kranken- 
pflegehelfer" auf Grund einer nur einjährigen 
Ausbildung vor. Bei dieser Sachlage erscheint es 
zum Schutze des Kranken angezeigt, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob nicht in einer besonderen Vorschrift be- 
stimmte Tätigkeiten auf dem Gebiet der Kran- 
kenpflege der Krankenschwester (dem Kranken- 
pfleger) mit dreijähriger Ausbildung vorbehal- 
werden sollten. 

Zu § 10 

a) In Absatz 3 Satz 1 sind die Worte „innerhalb 
eines Jahres" durch die Worte „innerhalb 
von zwei Jahren" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist Erfahrungstatsache, daß derartige kurze 
Ausschlußtermine häufig aus persönlichen 
Gründen nicht eingehalten werden können 
und dann zu Härtefällen werden. Auch dürfte 
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es technisch schwierig sein, überall in derart 
kurzer Zeit die notwendigen Vorbereitungen 
für diese Prüfungen durchzuführen, die Prü- 
fungsausschüsse zu bilden und die Zulassun- 
gen auszusprechen. 

b) Es ist folgender Absatz 4 einzufügen: 

„(4) Wer eine Ausbildung erworben hat, 
die der Ausbildung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
gleichwertig ist, und eine Prüfung abgelegt 
hat, die der Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 2 
über die Prüfung in der Krankenpflegehilfe 
entspricht, erhält die Erlaubnis nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2." 

Begründung 

Es werden bereits jetzt in der Bundesrepublik 
einjährige Ausbildungskurse in der Kranken- 
pflegehilfe sowohl an staatlichen wie auch an 
sonstigen öffentlichen und freien gemeinnüt- 
zigen Krankenhäusern ahgehalten. Diese 
Kurse schließen in der Regel mit einer ver- 
waltungseigenen Prüfung ab. Nach § 10 
Abs. 3 des Gesetzentwurfs kann zwar der 
Kursus, aber nicht die Prüfung anerkannt 
werden. Ohne die vorgeschlagene Erweite- 
rung der Ubergansgregelung, nach der auch 
die Prüfung anerkannt werden kann, ist zu 
besorgen, daß ein Teil der Pflegehelferinnen 
mit verwaltungseigener Prüfung nicht bereit 
ist, sich einer zweiten Prüfung zu unterzie- 
hen und deshalb ausscheidet und daß sich bis 
zur Verabschiedung des Gesetzes keine wei- 
teren Interessenten für die Kurse in Kranken- 
pflegehilfe finden werden. 


6 . Zu § 12 

Die Absätze 1 und 2 sind wie folgt zu fassen: 

„(1) Wer als Soldat im Sanitätsdienst der Bun- 
deswehr oder als Polizeivollzugsbeamter im 
Sanitätsdienst des Bundesgrenzschutzes oder der 
Länderpolizeien eine mindestens vierjährige 
Dienstzeit abgeleistet hat, kann die Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 erhalten, wenn er 

1. die Sanitätsprüfung und den fachlichen 
Teil der Unteroffizierprüfung für Un- 
teroffiziere im Sanitätsdienst der Bun- 
deswehr oder 

2. die Fachprüfung für die Verwendung 
als Sanitätsbeamter im Bundesgrenz- 
schutz oder 


3. eine vergleichbare Fachprüfung für die 
Verwendung im Sanitätsdienst der 
Länderpolizeien 

bestanden hat. 

(2) Wer als Soldat im Sanitätsdienst der Bun- 
deswehr oder als Polizeivollzugsbeamter im 
Sanitätsdienst des Bundesgrenzschutzes oder der 
Länderpolizeien eine mindestens dreijährige 
Dienstzeit abgeleistet hat, kann die Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 erhalten, wenn er 

1. die Sanitätsprüfung im Sanitätsdienst 
der Bundeswehr oder 

2. die Fachprüfung für die Verwendung 
als Hilfssanitätsheamter im Bundes- 
grenzschutz oder 

3. eine vergleichbare Fachprüfung für die 
Verwendung im Sanitätsdienst der 
Länderpolizeien 

bestanden hat." 

Begründung 

Es ist nicht einzusehen, warum die Regelung des 
§ 12 nicht auch für die im ärztlichen Dienst bzw. 
Sanitätsdienst der Bereitschaftspolizei tätigen 
Polizeivollzugsbeamten der Länder Anwendung 
finden soll. Für diese Beamten wird das Ab- 
schlußzeugnis eines Lehrgangs im Sanitätsdienst 
an einer Bundesgrenzschutzschule oder eines 
gleichwertigen Lehrgangs gefordert. Die beim 
ärztlichen bzw. im Sanitätsdienst der Polizei der 
Länder tätigen Polizeivollzugsbeamten genügen 
daher den im § 12 genannten Voraussetzungen, 
sofern sie eine entsprechende Dienstzeit hinter 
sich gebracht haben. 

7. Zu § 14 

Es ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Bis zu einer anderweitigen Regelung 
durch Rechtsverordnung gemäß § 7 Abs. 2 findet 
die Prüfungsordnung für Krankenschwestern 
(Krankenpfleger) und Kinderkrankenschwestern 
vom 22. April 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 236) wei- 
terhin Anwendung." 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, daß die 
bisherige Prüfungsordnung vom 22. April 1959 
nur bis zum Inkrafttreten einer neuen vom Bun- 
desminiister für Gesundheitswesen gemäß § 7 
Abs. 2 des im Entwurf vorliegenden Kranken- 
pflegegesetzes zu erlassenden Prüfungsordnung 
fortgilt. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Den Änderungsvorschlägen zu 1. a), 3., 5. a) und 6. 
wird zugestimmt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes be- 
merkt: 


Zu l.b) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugeslimmt, 
daß § 2 Abs. 3 folgende Fassung erhält: 

„ (3) Die Erlaubnis ist auch Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes oder heimatlosen 
Ausländern im Sinne des Gesetzes über die Rechts- 
stellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) zu erteilen, 
die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
eine abgeschlossene Ausbildung erworben haben, 
wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
gegeben ist. Anderen Personen kann die Erlaubnis 
erteilt werden, wenn diese Voraussetzungen vorlie- 
gen." 

Zu 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Ob und inwieweit neben strafgerichtlichen Maß- 
regeln gemäß § 42 1 StGB berufs- bzw. disziplinar- 
rechtliche Maßnahmen zugelassen sein sollen, ist 
eine Frage von allgemeiner Bedeutung, die nicht 
in einer spezialgesetzlichen Regelung aufgegriffen 
werden sollte. 


Zu 4. 

Die Frage, ob durch das Gesetz der Krankenschwe- 
ster (dem Krankenpfleger) bestimmte Tätigkeiten 


Vorbehalten werden sollten, ist eingehend geprüft 
worden. Die Bundesregierung hat keine Bedenken 
dagegen zu erheben, daß die Frage im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens erneut geprüft 
wird. 

Zu 5. b) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß der einzufügende Absatz 4 folgende Fassung 
erhält: 

„(4) Wer eine Ausbildung erworben hat, die der 
Ausbildung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 gleichwertig ist, 
und vor dem Inkrafttreten oder innerhalb von zwei 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Prüfung abgelegt hat, die den Vorschriften der 
Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 2 über die Prüfung 
in der Krankenpflegehilfe entspricht, erhält die Er- 
laubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 2." 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Durch die Aufhebung des Krankenpflegegesetzes 
von 1957 wird die Prüfungsordnung für Kranken- 
schwestern (Krankenpfleger) und Kinderkranken- 
schwestern vom 22. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 236) nicht berührt. Es handelt sich um eine „selb- 
ständig ermächtigte Rechtsverordnung", die ein be- 
stimmtes Sachgebiet selbständig und unabhängig 
vom Bestand der Ermächtigung regelt. Da die Wei- 
tergeltung der Prüfungsordnung nicht zweifelhaft 
ist, kann auf die vom Bundesrat gewünschte Klar- 
stellung verzichtet werden. Eine solche Klarstellung 
ist nicht üblich. Auch die Bundesärzteordnung vom 
2. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1857) enthält 
keine entsprechende Bestimmung, obwohl die Be- 
stallungsordnung für Ärzte aus dem Jahre 1953 
stammt und weiterhin Geltung haben sollte. 
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